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Im Blickpunkt
ERSCHLOSSEN EMÜOOK

MF

«o/fobege/iren «Für wen/ger A4///färaus,gc)ben und mehr Fr/ec/enspo//fr7<»

Bundesrat sagt nein zur «Halbierungs-Initiative»

fer Bundesrat hat zuhanden des Parlaments die Botschaft zur Initiative «Für

Weniger Militärausgaben und mehr Friedenspolitik» verabschiedet. Er lehnt
das Begehren ab. In Weiterführung seiner bisherigen grosszügigen Praxis
sowie nach dem Grundsatz «Im Zweifelsfall zugunsten der Volksrechte» hat
der Bundesrat die Einheit der Materie (Miiltärausgaben/Soziale Sicherheit)
"fd somit die Gültigkeit der Initiative bejaht. Die endgültige Entscheidung,

das Volksbegehren gültig Ist oder nicht, liegt bei der Bundesversamm-
'"ng. Die sogenannte «Halblerungs-Initiative» würde - falls angenommen -
"nsere Armee, Verteidigungsbereitschaft und Volkswirtschaft massiv treffen:
£um einen wäre der Welterbestand der Armee '95 unmöglich und die Zivil-
Schutzreform '95 In Frage gestellt, zum andern würden bis zu 25 000

^'beitsplätze verlorengehen. Das Parlament wird sich möglicherweise noch
'n diesem jähr mit der Vorlage befassen.

11

Sozialdemokratische Partei der
Schweiz (SPS) hatte die Initiative am
^4. September 1992 mit 105 680 gül-
''Sen Unterschriften eingereicht. Diese

Erlangt eine Kürzung der Ausgaben
^ die Landesverteidigung um jährlich

Prozent, bis sie gegenüber dem
^sgangsjahr halbiert sind; die Teue-
'"hg soll dabei ausgeglichen werden,

dadurch freiwerdenden Gelder sol-
nach dem Willen der Initianten wie

^'gt verwendet werden:
Mindestens ein Drittel für die Inter-
Dationale Friedenspolitik (z.B. Ent-

Wicklungshilfe);
ein weiteres Drittel für zusätzliche
Soziale Sicherheit im Inland (z.B.
Elternurlaub);

^r Rest für die Umstrukturierung
der von der Abrüstung betroffenen
betriebe und Verwaltungen auf zivile
Güter und Dienstleistungen.

^'"S trotz Einwände
t in der Bundesverfassung veranker-
Cundsatz der Einheit der Materie

^
nngt einen sachlichen Zusammen-

'Pg zwischen den einzelnen Teilen

Volksinitiative; andernfalls ist die-

ji^dngültig. Strenggenommen lässt
®'n solcher Zusammenhang zwi-

berT* ^ Kürzung der Militärausga-

eher
"nd dem Postulat nach zusätzli-

I
sozialer Sicherheit nicht herstel-

' 'Mmerhin besteht ein Zusammen-

hang zum Nebenthema, da bei weiter

Auslegung des Begriffs Friedenspolitik

die verstärkte Förderung der sozialen

Sicherheit im Inland einbezogen wer-

den könnte, auch wenn damit der

Sicherheitsbegriff im Bericht '90 zur

bundesrätlichen Sicherheitspolitik sei-

ne Kontur verlieren würde.

Deswegen hat der Bundesrat - in Wei-

terführung seiner bisherigen Praxis und

nach dem Motto «Im Zweifelsfall zu-

gunsten der Volksrechte» - die Einheit

der Materie und somit die Gültigkeit

der Initiative bejaht. Dieses Voiksbe-

gehren ist allerdings ein Grenzfall. Mit

guten Gründen hätte man auch die

Auffassung vertreten können, sie sei

ungültig. So wurde die Gültigkeit von

namhaften Rechtsgelehrten (Professo-

ren Paul Richli und Kurt Eichenberger)

verneint. Der Entscheid darüber, ob

die Initiative gültig sei oder nicht, liegt

letztlich bei der Bundesversammlung.

Die grosszügige Praxis nimmt im übri-

gen in Kauf, dass dem Kriterium der

Einheit der Materie nur noch ein sehr

geringer Stellenwert zugeordnet wird,

obschon es sich um eine Verfassungs-

bestimmung handelt.

Weiterbestand von Armee '95

unmöglich

Die von den Initianten geforderte Hai-

bierung der Ausgaben für die Landes-

Verteidigung trifft die Armee und den

Initiative im Wortlaut

Die am 24. September 1992 von
der Sozialdemokratischen Partei

der Schweiz (SPS) mit 105 680

gültigen Unterschriften eingereich-
te Volksinitiative «Für weniger
Militärausgaben und mehr Frie-

denspolitik» (kurz: »Halbierungs-
Initiative») hat folgenden Wortlaut:

Übergangsbestimmungen Art. 20
(neu) der Bundesverfassung:

1. Der Bund kürzt die Kredite für
die Landesverteidigung jährlich
um mindestens 10 Prozent ge-
genüber dem Voranschlag des

Vorjahres, bis die Ausgaben für
die Landesverteidigung auf min-
destens die Hälfte der Rechnung
des jahres vor der ersten Kür-

zung reduziert sind. Die Teue-

rung wird dabei ausgeglichen.
2. Mindestens je ein Drittel der

dadurch eingesparten Beträge
wird eingesetzt für:

a) zusätzliche internationale Frie-

denspolitik (Schutz der Le-

bensgrundlagen, Entwick-

lungszusammenarbeit, Kon-

fliktverhütung) und

b) zusätzliche soziale Sicherheit
im Inland.

3. Der Bund fördert die Umstruktu-

rierung der von der Abrüstung
betroffenen Betriebe und Ver-

waltungen auf zivile Güter und

Dienstleistungen. Er ergreift
Massnahmen insbesondere zu-
gunsten:
a) der vom Abrüstungsprozess

betroffenen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer;

b) der vom Abrüstungsprozess
betroffenen Regionen.

4. Der Bund fördert und unterstützt
schweizerische, europäische und

weltweite Institutionen und Be-

mühungen für Konfliktverhü-

tung, friedliche Streitbeilegung,
Abrüstung und kollektive Sicher-

heit.
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Zivilschutz zu einem Zeitpunkt, da

weitreichende Reformen umgesetzt
werden sollen. Mit halbiertem Militär-

budget ist insbesondere die Armee

'95 nicht zu venwirklichen, weil die

damit verbundene und in der mittelfri-

stigen Finanzplanung berücksichtigte

Mordernisierung der Bewaffnung und

die Bauinvestitionen nicht mehr finan-

zierbar sind.

Somit könnte die Armee den im

Sicherheitsbericht '90 neu definierten

dreiteiligen Auftrag (Kriegsverhinde-

rung / Existenzsicherung / Friedensför-

derung) nicht weiter erfüllen, und die

Glaubwürdigkeit unserer Sicherheits-

politik wäre desavouiert. Eine autono-

me Landesverteidigung im Rahmen

unseres traditionellen Neutralitätsver-

ständnisses wäre nicht mehr gewähr-
leistet; die Schweiz müsste sich die

Frage stellen, ob ihre Sicherheit durch

den Beitritt in ein Militärbündnis auf-

rechterhalten oder dann erheblich

reduziert werden solle.

Auch die Zivilschutzreform '95 als

Antwort auf das veränderte Gefahren-

potential könnte mangels finanzieller

Mittel nicht umgesetzt werden. Über-

dies wäre die Versorgung der eigenen

Bevölkerung mit Lebensmitteln bereits

in Krisen- und Katastrophenfällen nicht

mehr gewährleistet.

EMD spart schon heute am meisten!

Als einziges Departement hat das

EMD den Wachstumsbruch bereits vor
einiger Zeit vollzogen: Die Militäraus-

gaben 1990-1994 verzeichnen einen

realen Rückgang von 15 Prozent und

bei den Rüstungsausgaben sogar von
25 Prozent; im gleichen Zeitraum

wachsen alle anderen Bundesausga-
ben im Durchschnitt real um 25 Pro-

zent. Das EMD leistet in der Periode

1990-1997 einen Beitrag von 4 Milli-
arden Franken an die Sanierung der
Bundeskasse, was die grösste Ein-

sparung aller Departemente bedeutet.
Die Umsetzung des Kürzungsauftrags

gemäss Halbierungs-Initiative könnte
frühestens ab 1997 beginnen und

wäre mit dem Voranschlag 2003

abgeschlossen. Unter Annahme einer

jährlichen Teuerung von 2 Prozent

würden die Ausgaben für die Landes-

Verteidigung bei Annahme des

Initiativbegehrens nach sieben jähren
noch 3,7 Milliarden Franken betragen,

wovon für Rüstungsausgaben noch

rund I Milliarde Franken verfügbar
wären.

Keine Verringerung des Budget-
deflzlts

Auch ohne die Halbierungs-Initiative
werden dem Bereich Landesverteidi-

gung im jähre 2003 real wesentlich

weniger Mittel zugestanden als 1990.

Auf diesen Sachverhalt nimmt das

Volksbegehren indessen keine Rück-

sieht. Die beim Militär gekürzten Mit-
tel werden das Budgetdefizit des Bun-

des keinesfalls verringern. Das Geld

würde ja nicht eingespart, sondern

zwangsweise und ohne Rücksicht auf

effektive Bedürfnisse in die Friedens-

politik und Soziale Wohlfahrt inve-

stiert.

Zahlreiche Arbeltsplätze gefährdet

Zurzeit beträgt das jährliche Auftrags-

volumen des Eidgenössischen Militär-

départements (EMD) an die inländi-

sehe Wirtschaft etwa 3 Milliarden Fran-

ken - nach erfolgter Umsetzung der

Halbierungs-Initiative maximal noch

die Hälfte. Unter Einbezug des Stellen-

abbaus in den eidgenössischen und

kantonalen Militärverwaltungen hiesse

dies: Verlust von bis zu 25 000

Arbeitsplätzen, wodurch soziale Folge'

kosten von über 2,5 Milliarden Franken

entstünden.

Bisherige Anti-Armee-Initiativen

In der Vergangenheit ist die Schweizer Armee immer wieder durch Volks-

initiativen politisch bedrängt worden;

Im Mai 1952 lehnte das Stimmvolk eine Initiative der SPS zur Rüstungsfi'

nanzierung und zur Neuverteilung der Steuerlasten ab.

Im Dezember 1955 wurde die erste der drei sogenannten «Chevallier-

Initiativen» (Herabsetzung der Militärausgaben binnen zwei jähren um 50

Prozent) wegen der Unmöglichkeit einer fristgerechten Verwirklichung far

ungültig erklärt.

Ende 1956 zogen dieselben Urheber ihre beiden andern Volksbegehren

mit gleicher Stossrichtung unter dem Eindruck des ungarischen Volksauf-

Standes zurück.

Am 5. April 1987 schickten Volk und Stände die SPS-lnitiative «Für die

Mitsprache des Volkes bei Militärausgaben (Rüstungsreferendum)» bachab-

Am 26. November 1989 lehnte der Souverän das Volksbegehren «Für eine

Schweiz ohne Armee und für eine umfassende Friedenspolitik» ab.

Am 6. juni 1993 sagten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger gle^
zweimal nein: nämlich zur Initiative «40 Waffenplätze sind genug

Umweltschutz auch beim Militär» und zur GSoA-lnitiative «Für ein®

Schweiz ohne neue Kampfflugzeuge».

Altbau- & Gebäudesanierungen,
Renovationen, Umbauten in der Region Basel, übernimmt
von der Planung bis zur Übergabe.

P. + K. Keller, Abt. Bauplanung, 4103 Bottmingen BL

Telefon 061 421 14 Ol, Fax 061 421 10 19

P. + K. Keller Generalunternehmung,
Holzbau + Baugesellschaft mbH, 4103 Bottmingen BL
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